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Stellungnahme zur Wasserrahmenrichtlinie

Flussgebietsgemeinschaft Rhein / Weser
Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie

Leider sind die terminlichen Vorgaben zur Umsetzung der WRRL nicht ansatzweise eingehalten worden und fast alle unsere Gewässer weisen – die Wasserqualität, die Struktur oder die aufwärts- und abwärts gerichtete Durchgängigkeit betreffend – trotz Ablauf der 1. Umsetzungsphase am 22.12.2015, erhebliche und in mittlerweile 15 Jahren WRRL fast nicht geänderte Defizite auf.

Als landesweiter Fischereiverband ist es nicht möglich auf die vielen bestehenden Defizite in unseren hessischen Gewässern einzugehen, daher werden viele Einzelpunkte zusammengefasst oder allgemein beschrieben.

1. Herstellung der Durchgängigkeit

In vielen Gewässern 2. oder 3. Ordnung wurde zumindest punktuell die aufwärtsgerichtete Durchgängigkeit hergestellt. Selten wurde systematisch vorgegangen sondern eher nach dem Zufallsprinzip und nach Laune bzw. dem Ökopunktekonto der unterhaltungspflichtigen Gemeinden.

In jedem Falle fehlt die systematische und logische Vorgehensweise, die Durchgängigkeit zur Förderung der Biodiversität in unseren Gewässern zu verbessern.

Auf- und abwärtsgerichtete Durchgängigkeit

Wehre und Staustufen sind teils Relikte der Vergangenheit und wurden aus verschiedensten Gründen in unseren Gewässern errichtet. Während es bis ca. vor 100 Jahren noch etwa 80.000 Mühlen mit Wasserrädern gab, die nur temporär genutzt wurden, so gibt es diese Mühlen heute allesamt nicht mehr. Die aufwärts gerichtete Durchgängigkeit war nur gering beeinträchtigt, die abwärts  gerichtete überhaupt nicht. Allerdings wurde ein Teil der Mühlen später umgerüstet und mit Turbinen ausgestattet, um das Gefälle zur Stromerzeugung zu nutzen.

Manchmal wurden „Fischtreppen“ errichtet, die im wahrsten Sinne eher Treppen ähneln aber völlig ungeeignet sind, der aquatischen Gewässerfauna aufwärts gerichtete Wanderungen auch nur ansatzweise zu ermöglichen. Aug gewässerökologische Belange oder Artenschutzprobleme wurde keine Rücksicht genommen. Eine Funktionskontrolle gab es auch nicht.
Bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im Punkt Durchgängigkeit hätte man fast alle diese noch vorhandenen, unnützen Wehre abreißen können, um das die Wasserqualität und Biodiversität fördernde Fließkontinuum wieder herzustellen.

Hier haben die Fachbehörden in Hessen komplett versagt und haben sich widerspruchslos den politischen Vorgaben untergeordnet, die keinesfalls die Umsetzung der WRRL im Sinn hatten.

Bedingt durch das EEG und Lobbyismus der Wasserkraftverbände wurde das Ansinnen der WRRL, die Durchgängigkeit herzustellen vollständig ausgehebelt und umfunktioniert:

Es wurden z.B. an die Uni Kassel Aufträge vergeben wie: „Analyse der hessischen Wasserkraftnutzung und Entwicklung eines Planungswerkzeugs „WKA-Aspekte“ sowie „Ermittlung von Wasserkraft-Potenzialstudien“, um eher den Rest der noch intakten Fließgewässer in dem unbefriedigenden Zustand zu zementieren oder letztlich auch noch zu zerstören.

Was sollte aus Sicht der Politik erreicht werden:

Zwangsläufig wurde vordergründig die Umsetzung der WRRL angeführt doch hintergründig wollte man mehrere Fliegen mit einer Klappe schlagen:

Man stellte Potenzialstudien für die Energiegewinnung aus Wasserkraft auf, kartierte alle bereits genutzten und ungenutzten Wehre und gleichzeitig auch die Durchgängigkeit an diesen Wehren.

Durch die lukrative Erhöhung von Einspeisevergütungen lockte man Wasserkraftbetreiber an, an diesen Wehren entweder noch vorhandene alte Wasserrechte zu reaktivieren oder sogar neue Anlagen zu bauen. Die Überlegung war in diesem Zusammenhang mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, dem Bauherrn und Wasserkraftbetreiber mit der Genehmigung (anfangs noch in Planfeststellungsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfungen und zwangsläufiger Beteiligung von anerkannten Naturschutzverbänden – später nur noch in einer Plangenehmigung – ohne Umweltverträglichkeitsprüfung bzw. in einer abgespeckten, unsinnigen und aussagelosen Umweltverträglichkeitsvorprüfung und ohne Beteiligung von anerkannten Naturschutzverbänden) – Auflagen zu machen, auf seine Kosten einen Fischaufstieg zu realisieren und ebenso auch für den Fischabstieg an der Wasserkraftanlage/Wehr zu sorgen.

Politisch hatte man hiermit theoretisch alles kostengünstig für den Staat, inklusive „Ökostrom“ – Gewinnung erreicht und vermeintlich sogar die WRRL erfüllt!

Falscher Ansatz:

1. wird mit der marginalen Energiegewinnung von Kleinstwasserkraftanlagen überhaupt kein nennenswerter, marginaler Beitrag zur Energiewende erreicht!

2. Wehre und folgende Staubereiche verschlechtern die Wasserqualität eines Fließgewässers erheblich und sind daher kontraproduktiv zu den Vorgaben der WRRL. Darüber hinaus erzeugen die Stauhaltungen erhebliche Mengen Methan, welches bis zu 33% klimawirksamer als CO2 ist. D.h. Wasserkraft ist kein Beitrag zum Klimaschutz

3. Fischaufstiegsanlagen werden schon immer so dargestellt, als könnten sie die unterbrochene lineare Durchgängigkeit kompensieren. Richtig ist allerdings, dass alle Fischaufstiegsanlagen schlechte Kompromisse für Fließgewässer sind und – wenn überhaupt – nur sehr eingeschränkt und selektiv funktionieren. Sie erfüllen nicht die Vorgaben der WRRL – die Durchgängigkeit!

4. Fischabstiegsanlagen, die allen Wassertieren und ganz besonders Fischen und hier besonders den bedrohten anadromen und katadromen Wanderfischen ihre Abwanderungen gewährleisten sollen, funktionieren weltweit überhaupt nicht! Beim Forum Fischschutz (mehrjährige Fachveranstaltung des UBA) wurde zweifelsfrei von allen Referenten, Gutachtern und Teilnehmern (auch Wasserkraft-Vertretern)  einvernehmlich festgestellt, dass es weltweit keine Fischabstiegsanlagen gibt, die Wassertieren – insbesondere Fischen – eine verletzungsfreie Passage an den Anlagen vorbei bieten kann. 
Ganz besonders wurde die 0+-Generation von allen Fischarten erwähnt, die sich nach dem Dottersackstadium und Schwimmfähigkeit  in die Hauptströmung stellen und abdriften und somit alle in die Wasserkraftanlagen gelangen und allesamt (millionen- oder besser milliardenfach in Deutschland!) getötet werden.

5. Darüber hinaus treten bei allen Reaktivierungen, Umbauten und Neubauten von Wasserkraftanlagen – auch an vorhandenen Wehren – wesentliche Verschlechterungen für das Gesamtgewässer auf, die eindeutig gegen das Verschlechterungsverbot der WRRL verstoßen und somit illegitim sind! 

Das bedeutet, dass der von Politikern in die Genehmigungsbehörden (Wasserbehörden) hineingetragene Ansatz, die Wasserkraftanlagen zu reaktivieren oder gar neue mit den beschriebenen Auflagen zu bauen, ein völlig falscher, ja unsinniger Ansatz ist, da keine der dahinter steckenden Überlegungen auch nur ansatzweise richtig ist!

Hier werden noch vom EuGH eine Fülle von Beschwerde-Ergebnissen und Urteilen aus vorliegenden Klagen zu erwarten sein, und dem Unsinn der einhergehenden Gewässerzerstörung entgegen der WRRL ein Ende zu bereiten.

Wasserkraftanlagen:

Alle nach dem Jahre 2000 ergangenen Bescheide zur Reaktivierung, Umbau und Neubau von Wasserkraftanlagen sind auf ihre Konformität mit der WRRL zu überprüfen!

Im Wesentlichen muss sich diese Prüfung auf das Verschlechterungsverbot beziehen und zweifelsfrei beleuchten. Das kann nur im Sinne der Vorgaben der WRRL sein sowie der zwingenden Herstellung der prioritären Ziele dieser Richtlinie.

Beispiel Wasserkraftanlage Kostheim am Main:

Im Planfeststellungsverfahren haben wir als anerkannter Naturschutzverband umfassende Stellungnahmen und Nachträge im Planfeststellungsverfahren abgegeben, haben im Erörterungstermin unser Vorschläge und umfassenden Einwände fachlich dargelegt und verifiziert, mit dem Ergebnis, dass sich die beteiligten „hessischen Fachbehörden“ über alles hinweggesetzt und alles „unfachmännisch schöngeredet“ und genehmigt haben.

Einzig konnten wir abschließend im Erörterungstermin durchsetzen, da „dieser Neubau – den Fischschutz betreffend - Maßstäbe in Europa setzen sollte“, dass nach Fertigstellung und Probebetrieb ein über einen Jahresgang zu erfolgendes Monitoring durch unabhängige, erfahrene und fachkompetente Gutachter durchgeführt werden musste!

Wenn dieses Kraftwerk schon Maßstäbe für den Fischschutz in Europa setzen sollte, so sollte dieses dann auch  - falls es erwiesenermaßen auch tatsächlich diese gesetzten Maßstäbe erfüllte – ein Musterkraftwerk für Europa sein!

Wir bezweifelten diese hehren Vorgaben aus fachlichen Gründen und hinreichender Erfahrung mit der Materie von Anfang an! Diese unsere Einwendungen wurden durch das schließlich ausgeführte Monitoring in jeder Hinsicht voll bestätigt!

Fazit; Eine mehr als blamable Feststellung aller an der Genehmigung beteiligten Fachbehörden und der banalen Feststellung des Umweltstaatssekretärs: „Es ist alles in die Hose gegangen, was in die Hose gehen konnte – es ist alles Murks“! 

Deutlicher konnte man die Wahrheit nicht ausdrücken!

Unsere Forderung lautet daher:
Wegen des Verstoßes gegen die Wasserrahmenrichtlinie (Verschlechterungsverbot) und ohne funktionierende aufwärts- und abwärts gerichtete Durchgängigkeit, komplett fehlenden Fischschutz und vieler anderer gewässer- und artenspezifischer Nachteile (Biodiversität, Tierschutz etc.) bis hin zur Methanbildung in der darüber liegenden Stauhaltung, kann es nur einen Entscheidung geben:

Den sofortigen Abriss dieser Wasserkraftanlage in Kostheim am Main und Beseitigung aller damit in Zusammenhang stehender Anlagen.

Weitere Wasserkraftanlagen an Gewässern

Flussgebietsgemeinschaft Rhein

Main:

Offenbach/Main:

Hier wird derzeit versucht mit „windigen“ Lösungen, einem „Migromaten“ eher ein „Wahrsagegerät“ zur Vorhersage der Aalabwanderung, eine Neukonzession für den Betrieb der Wasserkraftanlage zu erreichen. 

Ziel ist, dass bei einer „Abwandervorhersage“ die Volllast laufende Turbine weiter betrieben werden kann und nur die mit Teillast laufende Turbine abgestellt werden soll!

Es ist bekannt, dass diese Anlage nicht funktioniert und nur manchmal, wie von Wahrsagerinnen und Wahrsagern bekannt, sie auch mal richtig gelegen hat.

Der Sinn der Sache ist, dass man nicht groß umbauen und investieren muss und die Anlage zwecks Gewinnung von „Ököstrom“ weiter betrieben werden kann.

Hier leisten scheinbar die Behörden wieder einmal wie im Beispiel für Kostheim beschrieben - Schützenhilfe für eine von vornherein nicht funktionierende Lösung!
Dabei muss bekannt sein, dass der Migromat nur für Aale eine sehr bedingte Aussagekraft haben kann und für alle anderen Fischarten überhaupt keine Aussagekraft geschweige den Schutz bieten kann! Daher ist dieses Ding abzulehnen!
Da es keine Lösung (vgl. UBA) für eine funktionierende Durchgängigkeit gibt, ist die Neukonzession für Offenbach zu versagen. Geschieht dies nicht, so ist eine Entscheidung über die EU-Kommission bzw. den EuGH zu erwirken.

Eddersheim und Griesheim am Main: 

Auch an diesen beiden Kraftwerken gibt es keine Möglichkeit für die Realisierung der linearen Durchgängigkeit und der Fischwanderung.

Auch diese Anlagen sind still zu legen, da sie wichtige Auflagen resultierend aus der EU-WRRL nicht erfüllen und gegen das Verschlechterungsverbot verstoßen..

Lahn:

Im Lahn und Lahneinzugsgebiet (z.B. Dill) sollen Wasserkraftanlagen reaktiviert und neu gebaut werden. So in Lollar Dautphetal-Elmshausen-Dammhammer (Lahn), Marburg-Lohmühle, Ehringshausen, Aßlar-Werdorf (Dill), Limburg-Lindenholzhausen Lindenmühle (Emsbach) sowie eitere am Elbbach.

Alle diese Bauvorhaben sowie die unten noch folgenden verstoßen gegen die EU-Wasserrahmenrichtlinie und dürfen nicht verwirklich werden. 

Flussgebietsgemeinschaft Weser:
Eder:
Fritzar, Ederwehr (Wasserkraftschnecke), Allendorf-Rennertehausen

Schwalm:

Neue Mühle Borken-Gombeth

Fulda:

Wilhelshausen, Bonaforth, Bad Hersfeld, Fliede (Ziegel), 

Neben den genannten Orten und Standorten gibt es sicher weitere, um die sich „Investoren“ um den Bau bzw. Reaktivierung von Anlagen bemühen.

Diesen Bauvorhaben ist ein Riegel vorzuschieben, da immer gegen das Verschlechterungsverbot der WRRL verstoßen wird und eine Genehmigung u.U. später eine Stilllegung oder einen Abriss zur Folge haben werden.
Wasserqualität – prioritäres Ziel der Wasserrahmenrichtlinie

Staustufen, hauptsächlich  in größeren Gewässern, die immer eutrophiert sind, neigen in den Frühjahrsmonaten zur starken Massenalgenbildung mit stark wechselnden Sauerstoffverhältnissen im Tag-/Nachtrhythmus, durch biogene Entkalkung stark erhöhten pH-Werten (zeitweise >10!) und der hierdurch bedingten Dissoziation von harmlosem Ammonium in hoch toxisches Ammoniak. Bei >pH10 und 20°C Wassertemperatur werden mehr als 90 Prozent des harmlosen NH4+ in NH3 umgewandelt und große Schäden vor allem an Jungfischen und anderen Wassertieren angerichtet. 
Ab einer Fließgeschwindigkeit von 0,3m/s hört die Algenbildung auf und die beschriebenen desolaten Gewässerparameter fallen weg. (Beispiel Rhein!) (vgl. hierzu: Gosch, A. Prof. Dr.; ( unveröff. Gutachten über die Auswirkungen des Kläranlagenablaufs der Gruppenkläranlage Weilburg auf die Lahn“, Gießen 1979)
Wie soll mit solchen Gewässerparametern, die in allen (mehrfach gestauten) Gewässern in jedem Frühjahr über Wochen auftreten, das prioritäre Ziel der EU-WRRL „gute Wasserqualität“ erreicht werden?

Daher sollten alle Wehre in den Gewässern ohne gewerbliche Schifffahrt (Lahn, Fulda, Eder, Schwalm u,a,) zunächst abgesenkt oder gleich abgerissen werden. Hierdurch wird durch das bessere Fließen diese Massenalgenbildung verhindert und dadurch die Wasserparameter sofort und dauerhaft wesentlich verbessert. 

Der immer wieder vorgetragene Vorwand (=Schutzbehauptung!), dass sich der Grundwasserspiegel beim Abriss von Wehren absenken würde trifft zwar in der Tiefebene oder im Hessischen Ried zu, aber keineswegs in den Mittelgebirgen, wo Fels dominiert und das Gefälle groß ist und eine Absenkung des Wasserspiegels für den bebauten Bereich (fast) folgenlos ist!

Fazit: 

Um die Wasserqualität von mehrfach gestauten Flüssen im Sinne der WRRL erheblich zu verbessern (Massenalgenbildung(„Algenblüte“ im Frühjahr vermeiden)  müssen die Flüsse wieder mit mindestens einer Fleißgeschwindigkeit von >0,3 m/s fließen können.

Reduzierung des Eintrags von Pflanzenschutzmitteln (PSM)

Die Unübersichtlichkeit bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist heute größer denn je und noch unübersichtlicher ist das Wirkungsspektrum dieser Herbizide, Fungizide und Insektizide (verharmlosend Pflanzenschutzmittel genannt)

Jedenfalls werden diese PSM während der Vegetationszeit = Ausbringungszeit flächendeckend und mehrmals angewendet. Ihre Halbwertzeit ist ziemlich lang (lt. BfR bis zu 152 Tagen), sodass bei mehrmaliger Ausbringung auf denselben Acker es infolge von Starkregenereignissen zu Abschwemmungen kommt und sie zwangsläufig in die Gewässer gelangen. Darin kommt es – vor allem bei steigendem und von Lehm braun verfärbtem Wasser- schnell zu kurzzeitigen Überkonzentrationen, die auch auf die Wasserpflanzen eine verheerende Wirkung haben. 
Konzentrationsmessungen müssen genau in dieser Zeit (steigendes, braun – von eingeschwemmtem Lehm verfärbtem Wasser) - vorgenommen werden, um qualitative Aussagen zu der maximalen Konzentration und Wirkung auf Wasserpflanzen vornehmen zu können.

Es ist streng darüber zu wachen, dass die Wasserflora nicht wieder verschwindet, wie es in den 60er Jahren des letzten Jahrhunderts in allen Fließgewässern Deutschland passiert ist!

Erst als die Mittel Simazin, Atrazin und Nitrofen mit Halbwertzeiten von 600 Tagen (Biol. BA, Braunschweig) vom Markt genommen wurden, kamen nach 3 – 4 Jahren dann langsam alle Wasserpflanzen wieder zum Vorschein. Das war Mitte/Ende der 90er Jahre.
Die Wasserflora gehört unabdingbar zur guten Wasserqualität, denn von der Wasserflora gehen nicht nur unglaublich positive Wirkungen auf die Gesamtbiozönosen aus sondern sie bedingt die Biodiversität eines Gewässerlebensraumes insgesamt.
Fazit:
Im Hinblick auf eine ständig gute Gewässerqualität sind auch die PSM bezüglich ihrer Mengen und Wirkungen auf die Wasserflora und Gewässerorganismen in den Gewässern ständig zu überwachen.

Herstellung des Fischaufstiegs
In Anbetracht der Wiederansiedlungsbemühungen mit Lachsen, Meerforellen, ( aber auch Maifischen, Stören), sind alle Fischaufstiegsanlagen sofort zu bauen, wenn die bestehenden Wehranlagen noch nicht zu beseitigen sind. Es ist zu ermöglichen, dass die adulten Rückkehrer z.B. von Lachsen und Meerforellen ihre weiter oben liegenden Laichhabitate aus eigener Kraft erreichen können.

Priorität muss aber die Beseitigung des jeweiligen Wanderhindernisses/Wehres haben.

In allen Flussgebieten gibt es den Fischaufstieg betreffend unglaubliche Defizite.
So wurden zum Beispiel in der Lahn im Rahmen der Umsetzung der EU-WRRL überhaupt keine Fischaufstiegsanlagen gebaut.

Was bisher von Seiten der zuständigen Wasser- und Schifffahrtsverwaltung in Zusammenarbeit mit der BfG (Koblenz) geschehen ist, kann man nicht verstehen. Die Lahn als offizielles Lachswiederansiedlungsgewässer in Rheinland-Pfalz und Hessen wurde von der BfG mit „mittlerer Priorität“ eingestuft. So sollen das Wehr Lahnstein und das ca. 80 km weiter oben liegende Wehr Altenberg (unterhalb Dill-Mündung) prioritär durchgängig gemacht werden.
Welcher Sinn darin steckt bleibt im verborgenen.

Wir verlangen, dass sofort die Durchgängigkeit von der Mündung in Lahnstein in den Mühlbach bei Nassau (ausgewiesenes Lachslaichgewässer) hergestellt wird.

Darüber hinaus fordern wir, dass die Lahn bis in den Oberlauf sofort durchgängig gemacht wird, wie es die WRRL bis 22.12.2015 vorgegeben hatte.

Monitoring:

Jede Fischaufstiegsanlage ist nach Inbetriebnahme mit einem Monitoring von unabhängigen Fachleuten/Gutachtern zu über einen Jahresgang zu untersuchen und zu dokumentieren. Falls eine Fischabstiegsanlage gebaut wurde, gilt dies in gleicher Weise auch für diese Anlagen.

Wasserhaushaltsgesetz, § 35 „Schutz der Fischpopulation“

Der § 35 WHG „Schutz der Fischpopulation“ ist ein speziell konstruierter Paragraf, der einzig und allein dazu dient, die Tierschutzgesetzgebung im Grundgesetz, dem Bundestierschutzgesetz und in den Länderfischereigesetzen auszuhebeln.

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie kennt einen solchen Paragrafen nicht und würde ihn auch nicht dulden. Die deutsche Tierschutzgesetzgebung kann eine solche „gesetzliche“ Regelung zum Tierschutz ebenso nicht dulden!

„Schutz der Fischpopulation“ bedeutet doch nichts anderes, als dass in einer Stauhaltung mit nachfolgender Wasserkraftanlage fast alle Fische in der Wasserkraftanlage zu Tode kommen dürfen! Es müssen lediglich ein paar wenige adulte Exemplare in der Stauhaltung übrig bleiben, die mit ihrer hohen Eizahl die „Population“ der jeweiligen Arten sichern können!

Für den Aal als katadromen Wanderfisch kann das schon keine Gültigkeit besitzen, da dieser hier nicht laicht.

Dieser § 35 WHG ist also ein eklatanter Verstoß gegen das Grundgesetz Art. 20a, gegen das Bundestierschutzgesetz und gegen die Länderfischereigesetze (Hessen: § 35 HFischG) und muss entweder sofort abgeschafft oder entsprechend novelliert und an die Tierschutzgesetzgebung angepasst werden.

Jedenfalls ist der § 35 WHG nicht mehr im Zusammenhang mit der Genehmigung von Wasserkraftanalgen anzuwenden! Er steht in Kollision mit der Tierschutzgesetzgebung (auch im GG) und ist damit gesetzwidrig. Somit kann dieser § 35 WHG auch keine Begründung für den gesetzwidrigen Umgang und den bestialischen Frevel mit Tieren beim Betrieb von Wasserkraftanlagen geben.
Wir bitten um Berücksichtigung der Inhalte unserer Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüßen
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